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§ 34 FGB.
X. Der räumungspflichtige geschiedene Ehegatte hat, so­
bald sein Recht auf Wohnung in anderer Weise als durch 
Mitbenutzung der früheren Ehewohnung befriedigt wird, 
die Ehewohnung von seinen dort befindlichen — hier erst 
nach Ehescheidung erworbenen — Sachen zu räumen. Die 
Zweckbestimmung einer Wohnung darf nicht in unzuläs­
siger Weise durch das Unterstellen von Sachen beeinträch­
tigt werden.
2. Der Ehegatte, dem die Ehewohnung zugesprochen wor­
den ist, ist nicht berechtigt, die Räumung der Ehewohnung 
von den Sachen des anderen Ehegatten eigenmächtig zu 
vollziehen.
OG, Urteil vom 25. August 1981 - 3 OFK 24/81.

Bei Scheidung der Ehe der Prozeßparteien im März 1979 
wurde der jetzigen Verklagten das Erziehungsrecht für 
die zwei Kinder übertragen. Ihr wurde auch die Ehewoh­
nung zugesprochen. Der räumungspflichtige jetzige Klä­
ger hat sich nach der Ehescheidung Möbel gekauft und 
sie in der Ehewohnung untergestellt. Seit Mai 1979 lebt 
er in St.

Im November 1979 hat die Verklagte beantragt, die Sa­
chen des Klägers im Wege der Vollstreckung aus der Ehe­
wohnung zu räumen. Das Kreisgericht hat keine Vollstrek- 
kung durchgeführt. Daraufhin hat die Verklagte die Sa­
chen des Klägers aus dem Zimmer geräumt und im Haus­
flur vor der Ehewohnung abgestellt.

Der Kläger hat beantragt, die Verklagte zu verurteilen, 
seine Sachen in die Ehewohnung zurückzuräumen und ihm 
einen Schlüssel für die Tür zur Ehewohnung auszuhän­
digen.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben.
Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 

Verklagten hat das Bezirksgericht abgewiesen.-
Gegen das Urteil des Bezirksgericht richtet sich der 

Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Der Kläger wohnt seit Mai 1979 in einem anderen Ort in 
der Wohnung seiner Lebensgefährtin. Er hat damit eine 
Möglichkeit gefunden, seinen Anspruch auf Wohnung zu 
erfüllen. Eine erneute Benutzung der vormals ehelichen 
Wohnung durch den Kläger zu Wohnzwecken scheidet des­
halb aus (vgl. OG, Urteil vom 21. Juni 1977 - 1 OFK 17/77 
— NJ 1977, Heft 17, S. 612). Sie ist von ihm auch nicht ge­
wollt. Sein Ziel ist lediglich, in der Wohnung seine nach 
der Ehescheidung gekauften Sachen unterzustellen. Diesem 
Anliegen kann nicht entsprochen werden.

Der räumungspflichtige geschiedene Ehegatte hat, so­
bald sein Recht auf Wohnung in anderer Weise als durch 
Mitbenutzung der Ehewohnung befriedigt wird, die Ehe­
wohnung von seinen dort befindlichen Sachen zu räumen 
(vgl. OG, Urteil vom 18. März 1980 - 3 OFK 2/80 - NJ 
1980, Heft 7, S. 327). Er darf die Zweckbestimmung einer 
Wohnung durch das Unterstellen von Sachen nicht in un­
zulässiger Weise beeinträchtigen. Geschieht das dennoch, 
sind auf Antrag des Gläubigers durch das Kreisgericht die 
erforderlichen Vollstreckungsmaßnahmen durchzuführen.

Die Verklagte war allerdings nicht berechtigt, die Räu­
mung der,Ehewohnung von den Sachen des Schuldners 
eigenmächtig zu vollziehen (vgl. das erwähnte Urteil des 
Obersten Gerichts vom 21. Juni 1977j. Die kritischen Hin­
weise des Kreis- und des Bezirksgerichts zu ihrem Verhal­
ten sind deshalb berechtigt. Dennoch war es nicht richtig, 
den Anträgen des Klägers zu entsprechen. Aus den Voll­
streckungsakten ergibt sich eindeutig, daß dem Kläger seit 
November 1979 der Vollstreckungsantrag der Verklagten 
bekannt ist. Seit über einem Jahr weiß er, daß er die frü­
here Ehewohnung zu räumen hat. Seine Zusagen, er werde 
im Hause seiner Mutter Wohnraum ausbauen, hat er nicht 
eingehalten. Andere Möglichkeiten der Unterstellung für 
seine nach der Ehescheidung gekauften Möbel hat er eben­
falls nicht erschlossen. Statt dessen ist die Verklagte ver­
pflichtet worden, sich mit den beiden gemeinsamen Kin­

dern auf zwei Räume zu beschränken. In der Berufungs­
schrift teilte sie mit, sie werde im Februar 1981 heiraten 
und erwarte für Juli 1981 die Geburt eines weiteren Kin­
des. Im Hinblick auf diese Wohnraumsituation und unter 
Beachtung dessen, daß der Kläger das Zimmer seit Mai 
1979 nicht zum Wohnen nutzt, wäre es erforderlich gewe­
sen, die Klage abzuweisen.

§§ 174,172 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO.
Zur Kos?enverteilung und Gebührenwertfestsetzung in 
Verfahren zur Verteilung des gemeinschaftlichen Vermö­
gens nach Ehescheidung.
OG, Urteil vom 25. August 1981 - 3 OFK 27/81.

Nach Beendigung des Eheverfahrens haben sich die Pro­
zeßparteien außergerichtlich über die Verteilung eines 
Teils des ehelichen Vermögens geeinigt, und zu einer Eini­
gung über die restlichen beweglichen Vermögenswerte 
kam es im Vermögensauseinandersetzungsverfahren.

Strittig blieben die Verteilung des Eigenheims, die Til­
gung des Baukredits und die Zahlung eines Erstattungs­
betrags. Beide Prozeßparteien hatten die Übertragung des 
Eigenheims auf sich beantragt.

Das Kreisgericht hat im wesentlichen den Anträgen 
des Klägers entsprochen. Von den Kosten des Verfahrens 
hat es dem Kläger zwei Drittel und der Verklagten ein 
Drittel auferlegt.

Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts hat die Ver­
klagte Berufung eingelegt. Sie hat beantragt, das Urteil 
des Kreisgerichts aufzuheben und hinsichtlich des Eigen­
heims, der Tilgung des Baukredits und der Zahlung eines 
Erstattungsbetrags entsprechend ihren Anträgen vor dem 
Kreisgericht zu entscheiden.

Das Bezirksgericht hat im wesentlichen den Anträgen 
der Verklagten stattgegeben. Es hat die gesamten Kosten 
des Rechtsstreits dem Kläger auferlegt. Den Gebühren­
wert für das Berufungsverfahren hat es auf 16 800 M fest­
gesetzt.

Gegen die Entscheidung des Bezirksgerichts über die 
Kosten des Verfahrens vor dem Kreisgericht sowie gegen 
die Festsetzung des Gebührenwerts für das Berufungs­
verfahren richtet sich der Kassationsantrag des Präsiden­
ten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Aus dem Urteil des Bezirksgerichts geht nicht hervor, auf 
welchen rechtlichen Erwägungen die Entscheidung über 
die Kosten des Verfahrens vor dem Kreisgericht beruht.

Für die Kostenverteilung ist auf folgendes hinzuweisen: 
Erst nach umfangreichen Sachfeststellungen war es mög­
lich, in zusammenhängender Würdigung aller für die 
Verteilung maßgeblichen Umstände festzustellen, daß 
mehr dafür sprach, das Eigenheim in das Alleineigentum 
der Verklagten zu übertragen. Unter solchen Umständen 
war es nicht gerechtfertigt, den Kläger allein mit den 
Kosten des Verfahrens zu belasten.

Soweit der Kläger einen höheren Anteil an den beweg­
lichen Sachen des gemeinschaftlichen Vermögens bean­
spruchte, als ihm nach der gegebenen Sach- und Rechts­
lage hätte zuerkannt werden können, kann nicht außer 
Betracht bleiben, daß es sich bei dem Zuvielverlangten 
nur um einen geringen Bruchteil des Wertes des gesamten 
gerichtlich zu verteilenden Vermögens handelte. Diese ver­
hältnismäßig geringe Überhöhung der Forderung des Klä­
gers durfte sich kostenmäßig nicht zu seinen Ungunsten 
auswirken.

Die für die gegenständliche Verteilung der beweglichen 
Vermögenswerte, die Verpflichtung zur Tilgung des Bau­
kredits, zur Zahlung eines Erstattungsbetrags und zur 
Räumung der Ehewohnung maßgeblichen Umstände konn­
ten kostenmäßig nicht zugunsten oder zuungunsten der 
einen oder anderen Prozeßpartei berücksichtigt werden. 
Über die Verteilung der beweglichen Vermögenswerte ha­
ben sich die Prozeßparteien, ausgehend von ihren weitge­
hend übereinstimmenden oder sich nahekommenden Vor­
stellungen, geeinigt. Es liegen insoweit keine besonderen


